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An Kommunalpolitiker, Verwaltung, Medien 
 
 
Verwaltungsvorschläge zu „bedarfsgerechte Flächenen twicklung“ 
Stellungnahme des RUTE  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die im RUTE kooperierenden Umweltverbände und verschiedene Initiativen in den 
Stadtteilen hatten sich bereits 2006/7/8 in die Diskussion um den heute noch gültigen 
RFNP eingeschaltet und zu einigen Änderungen beigetragen. 
 
Die neuerlichen Vorschläge des Planungsamtes zur Ausweisung von Flächen für 
Wohnungs- und Gewerbebau veranlassen uns unter Nutzung des Fachverstandes 
unserer Experten sowie auswärtigen Beratern zu einer Stellungnahme an einen 
breiten Entscheiderkreis sowie die Medien. 
 
Wir haben unsere Anmerkungen in einer ausführlichen Form (11 Seiten) unter der 
Überschrift                                                                                                                  
„Alternativen zu einer Flächenpolitik des Landschaf tsverbrauchs in Essen“                                        
sowie zusätzlich kompakt (3 Seiten) mit der Überschrift                                                                                                                                
„Stellungnahme zur Flächenpolitik in Essen“                                                                                 
zusammengefasst und senden Ihnen diese in der Anlage zu. 
 
Hiermit wollen wir Ihnen eine argumentative Entscheidungshilfe bei den anstehenden 
BV-, Ausschuss- und Ratsentscheidungen anbieten. 
 
Abschließend erinnern wir an ein Interview mit dem NRW-Wirtschaftsminister Duin 
vom 02.03.15  in der NRZ.  
 
Zitat: Frage: Teilen Sie die Befürchtung, dass dem Ruhrgebiet bis 2020 die 
Gewerbegebiete ausgehen? Antwort: Nein. Kein Unternehmen, das sich hier 
ansiedeln will, wird abgelehnt, weil wir keine Flächen hätten. Das Ruhrgebiet muss 
aber den Anspruch entwickeln, sich als ein Wirtschaftsraum zu vermarkten und freie 
Gewerbeflächen nach einer gemeinsamen regionalen Prioritätenliste aufzubereiten 
und anzubieten. Nicht jede Stadt darf jede Brache gleichzeitig fit machen wollen und 
um dieselbe Unternehmensansiedlung buhlen wie der Nachbar. Viel zu oft blockieren 
sich die Kommunen noch selbst, statt zu kooperieren und Gewinne zu teilen.  
 
Für Rückfragen und/oder Gespräche im kleinen Kreis stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen                          Ihr D. Küpper, Sprecher/Moderator des RUTE    
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Stellungnahme zur Flächenpolitik in Essen               10.3.2015 

Die Vorlage der Stadtverwaltung behauptet Flächenengpässe bei Wohnen und Ge-
werbe und beansprucht über die bereits im Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) 
dargestellten Flächenpotenziale hinaus weitere 54,5 ha zusätzlicher Wohnbauflä-
chen und 82 ha Gewerblicher Bauflächen. Wie kommt die Planungsverwaltung auf 
die Idee, bereits 4 Jahre nach Inkrafttreten des RFNP (03.05.2010), der noch 135 ha 
Wohnbauflächen und 125 ha Industrie- und Gewerbeflächen zur Verfügung stellt, 
weitere Flächen zu beanspruchen und dabei weitgehend auf die seit 2007 abgelehn-
ten  Flächen zurückzugreifen? 

Die Stadt missachtet die BauGB-Novelle „Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung 
in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts“, 
die dazu dient, „die Neuinanspruchnahme von Flächen auf der „Grünen Wiese“ wei-
testgehend zu vermeiden“.  

Die Flächenvorschläge widersprechen der gültigen Regionalplanung. Der RFNP for-
muliert in Ziel 13: „Wegen ihrer Nutz- und Schutzfunktionen, ihrer Erholungs- und 
Ausgleichsfunktionen und ihrer Funktionen als Lebensräume für Pflanzen und Tiere 
sind die bestehenden Freiräume zu erhalten.“ In Ziel 14 heißt es: „Die Regionalen 
Grünzüge sind als wesentliche Bestandteile des regionalen Freiraumsystems zu si-
chern, zu erweitern und zu vernetzen. Planungen und Maßnahmen, die die Aufgaben 
und Funktionen der Regionalen Grünzüge beeinträchtigen, sind nicht zulässig.“ 
Diese verbindlichen Ziele der Regionalplanung werden von den aktuellen Flächen-
vorschlägen für Wohnen und Gewerbe mit Füßen getreten. Alle 7 gewerblichen Flä-
chenwünsche liegen in Regionalen Grünzügen, und 12 der 23 Flächenvorschläge für 
Wohnen. 

Auch in Großstädten sind Freiraum, Erholungsflächen und landwirtschaftliche Flä-
chen notwendig und stellen wichtige Lebensqualitäten dar. Essen hat nach dem 
„Kommunalprofil“ (IT.NRW 2014) bereits 67,7 % Siedlungs- und Verkehrsfläche, da-
von sind 54,8 % von Gebäuden, Betrieben und Verkehrsflächen genutzt. Die Stadt 
zählt bereits heute zu den am dichtesten bebauten Städten und ist nach Herne die 
Stadt mit dem wenigsten Freiraum (32,3 %) im Ruhrgebiet. Der Freiraumanteil Es-
sens würde bei Umsetzung der Planungen noch einmal um 2 % abnehmen. 
Unsere Perspektive kann nicht sein, eine der herausragenden Qualitäten Essens, die 
Landschaft, zu zerstören und Industrieflächen auf den Ruhrhöhen zu bauen.  
 
 
Zu Industrie-/Gewerbeflächen 
Zum angeblichen Flächenmangel bei Wirtschaftsflächen wurde eine manipulierte Ar-
gumentationskette entwickelt, die einen Flächenmangel v. a. im Essener Süden be-
hauptet, der angeblich ein Comeback der Industrie behindert. In dieser Argumenta-
tion werden mit einer Vielzahl von Fehlinformationen, Lücken und mit Begriffskosme-
tik die Realitäten zurechtgebogen. Alle thesenbildenden Zahlen des Masterplans In-
dustrie sind falsch. Eine Begriffskosmetik zeigt sich u. a. an der Gleichsetzung von 
Industrie mit dem „Produzierenden Gewerbe“. Schließlich sind auch die Angaben 
über Flächenpotenziale mindestens lückenhaft; so gibt es tatsächlich viel mehr 
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Brachflächen als von der EWG genannt, auch im Essener Süden, zum Beispiel: leer-
stehendes IBM-Gelände und Karstadt-Leerstände an der Theodor-Althoff-Straße, 
Praktiker-Brache und mindergenutzte Hartig-Hallen in Werden, ehem. Scheid’sche 
Hallen an der Ringstraße in Kettwig mit 90 % Leerstand, die ehem. Landespolizei-
schule, das Medion-Gelände mit vielen Brachen… Essen hatte 2014 nach wmr-An-
gaben noch 124,2 ha Gewerbepotenziale, davon waren 56,2 ha restriktionsfrei (45 
%). Diese Potenziale reichen auch ohne Flächenrecycling für über 7 Jahre. Der von 
der EWG behauptete drastische Flächenengpass ist eine maßlose Übertreibung. 
Die Wirtschaftsförderer führen die Öffentlichkeit noch mit anderen Angaben in die 
Irre, indem sie behaupten: „Der im Vergleich ohnehin niedrige Gesamtbestand ge-
werblich-industrieller Bauflächen hat sich in den vergangenen Jahren durch Nut-
zungsänderungen weiter verringert.“ (Gse S. 22) Die Fakten zeigt dagegen der neue 
wmr-Bericht 2015 auf (S. 24/25): In den letzten 8 Jahren wurden in Essen 151,76 ha 
Gewerbliche Bauflächen entwidmet, aber 173,50 ha neu gewidmet; Essen gewann 
also 21,74 ha Gewerbliche Bauflächen hinzu! 
 
Dieses Zahlenwerk, eine konzertierte Aktion von Wirtschaftsförderern und Planern, 
präsentiert nicht nur fragwürdige Zahlen, sondern offenbart auch ein überholtes, weil 
statisches Einbahnstraßendenken. Das Wirtschaftsgeschehen ist aber nicht statisch, 
sondern dynamisch, alle Unternehmen durchlaufen Phasen von Gründung, Wachs-
tum, Blüte und Niedergang. Diese wirtschaftliche Dynamik ist begleitet von Zu- und 
Abnahmen von Leistung und Arbeitsplätzen, steigendem Flächenbedarf und schließ-
lich der Aufgabe von Flächen. Essen hat nicht nur wachsende IT-Unternehmen, son-
dern auch niedergehende Wirtschaftszweige und Firmen, und in der Folge entstan-
den beispielsweise die RAG-, IBM-, Karstadt- und Praktiker-Brachen.  

Eigentlich ist jeder gewerbliche Umzug mit einem Zug beim Schach zu vergleichen: 
Die Dame besetzt nicht nur ein neues Feld, sie hinterlässt auch ein freies Feld. Diese 
einfache Logik gilt offenbar nicht für die städtischen Planer, wenn sie immer nur von 
Flächenbedarf und Flächenbelegung sprechen, aber nie vom Freiziehen. Wenn – wie 
in Essen seit Jahren – Beschäftigung und Leistungsanteil der Industrie ständig sin-
ken, aber der Flächenbedarf angeblich ständig zunimmt, dann stimmt etwas nicht mit 
der Wiedernutzung brachfallender und untergenutzter Flächen! Die leerstehenden, 
oft „betriebliche Reserveflächen“ genannten Spekulationsbrachen sind vielerorts in 
Essen zu besichtigen, auch im Essener Süden: Theodor-Althoff-Straße, Am Zehnt-
hof/Schönscheidtstraße, Ruhrtalstraße, Ringstraße… 

 

Zu Wohnbauflächen 

Die InWIS-Studie „Wohnungsnachfrageanalyse Essen 2020+“ errechnet eine Nach-
frage, die das tatsächliche Baugeschehen der letzten Jahre erheblich übersteigt. In-
WIS stellt gleichzeitig in Essen Potenzialflächen für 2.535 EFH und 5.921 WE im 
Mehrfamilienhausbau fest. In der Anlage zur Wohnungsnachfrageanalyse listet In-
WIS 92 Wohnbaupotenziale auf, für deren Realisierung Bebauungspläne aufgestellt 
werden müssen. Warum entwickelt man nicht erst diese 92 Flächen, die im RFNP 
planerisch gesichert sind, sondern will sofort die nächsten 23 Flächen mit 54,5 ha 
umwidmen und entwickeln? 
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Wenn man von den Fertigstellungszahlen der letzten Jahre ausgeht, werden in den 
nächsten 10 Jahren bis 2025 Flächen für etwa 2.500 EFH und 2.000 – 3.000 WE im 
Geschosswohnungsbau benötigt. Es gibt also keinen aktuellen Mangel an Wohnbau-
flächen. 

Bei einer verstärkten Bautätigkeit auf dem Wohnungsmarkt werden die Wohnungs-
überhänge auf über 20.000 Leerstände zunehmen. Alle Prognosen von Bund, Land 
und Wohnungswirtschaft gehen gleichzeitig von einer Schrumpfung der Zahl der 
Haushalte in Essen aus; IT.NRW erwartet eine weitere Abnahme um etwa 4.000 
Haushalte. Mit der Abnahme der Zahl der Haushalte werden sich aber die Woh-
nungsüberhänge in Essen weiter vergrößern. 
Es macht daher auch beim Wohnungsbau eine rein quantitative Betrachtung wenig 
Sinn. Der Nachkriegswohnungsbau mit Kleinwohnungen der 50er und 60er Jahre 
entspricht kaum mehr der heutigen Nachfrage, weil er weder familien- noch senioren-
gerecht ist; daher häufen sich Leerstände in diesem Segment. Nur wenn wir den Bau 
neuer, nachfragegerechter Wohnungen vorrangig an den Orten des Nachkriegswoh-
nungsbaus im Siedlungs-/Innenbereich betreiben und dort die Kleinwohnungen der 
50er und 60er Jahre ersetzen, können wir Qualität und Quantität am Wohnungsmarkt 
deckungsgleich bekommen. 
 
Innenentwicklung statt Landschaftsverbrauch 
Der Stadt Essen fehlen nicht in erster Linie Gewerbeflächen in Regionalen Grünzü-
gen und neue Wohnbauflächen im Freiraum, sondern ein qualifiziertes Management 
der Innenentwicklung, die seit 2013 gesetzlich vorgeschrieben ist. Das bedeutet: 
schnellere Wiedernutzung aufgegebener Flächen, Aktivierung von Baulücken und 
Reserveflächen, Nachverdichtung und Aufstockung, Inangriffnahme von Entwick-
lungs- und Stadtumbaugebieten. Wir sollten die Politik des Laissez-faire, der Reser-
veflächenhaltung und Bodenspekulation und andere Fehlentwicklungen nicht weiter 
zulassen, sondern eine aktive Innenentwicklung betreiben. 
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Alternativen zu einer Flächenpolitik des Landschaftsverbrauchs in Essen    10.03.2015 

 

Inhalt: 

1. Anlass: Worum geht es? 

2. Rechtslage zum Thema Flächenverbrauch und Innenentwicklung 

3. Wirtschaftsflächen 

4. Wohnbauflächen 

5. Natur und Landschaft 

6. Das Gegenmodell: Eine Strategie der Innenentwicklung 

 

 

1. Anlass: Worum geht es? 

2013 hat InWIS seine „Wohnungsnachfrageanalyse Essen 2020+“ vorgelegt und dabei Woh-

nungsflächennachfrage und -angebot gegenübergestellt; 2014 zogen GSE/BFR mit einer „ 

Prognose zum Bedarf an wirtschaftlichen Bauflächen für die Stadt Essen“ nach. Im Januar 

2015 legte der Geschäftsbereich 6B des Stadtdirektors Flächenvorschläge für ein Konzept 

„Bedarfsgerechte Flächenentwicklung“ vor mit dem Ziel, eine Priorisierung der Flächenvor-

schläge als Grundlage zur Aufnahme in das Arbeitsprogramm Bauleitplanung vorzunehmen.  

 

Diese Vorlage behauptet Flächenengpässe bei Wohnen und Gewerbe und beansprucht über 

die bereits im Regionalen Flächennutzungsplans (RFNP) dargestellten Flächenpotenziale hin-

aus weitere 54,5 ha zusätzlicher Wohnbauflächen und 82 ha Gewerblicher Bauflächen. Dabei 

liegen die neuen Flächenvorschläge zu 100 % (Vorschläge Industrie/Gewerbe) bzw. über 

50 % (Vorschläge Wohnen) im Freiraum. 

 

Wie kommt die Planungsverwaltung auf die Idee, bereits 4 Jahre nach Inkrafttreten des 

RFNP (03.05.2010), der noch 135 ha Wohnbauflächen und 125 ha Industrie- und Gewerbe-

flächen zur Verfügung stellt, weitere Flächen zu beanspruchen und dabei weitgehend auf die 

seit 2007 abgelehnten  Flächen zurückzugreifen? Viele Bürger und Politiker sind besorgt bis 

aufgebracht über die Phantasielosigkeit, aber auch Dreistigkeit der Essener Stadtplaner, dass 

jetzt erneut die Schlachten der letzten Jahre wiederholt werden sollen. Offenbar soll jetzt die 

Gunst der Stunde einer großen Stadt-Koalition genutzt werden, um sich im knappen Essener 

Freiraum zu bedienen. 

 

Dabei ist festzustellen, dass sich die Stadtverwaltung mit neuen Argumentationen versorgt 

hat und eine Kampagne fährt („Naturpark oder Metropole des Ruhrgebiets“), um 2015 einen 

politischen Befreiungsschlag für mehr Siedlungsflächen zu gewinnen. Diesen Argumentatio-

nen wollen wir uns im Folgenden widmen, falsche Fährten aufspüren und ein Gegenkonzept-

entwerfen.  
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2. Die Rechtslage zum Thema Flächenverbrauch und Innenentwicklung 

Im neuen § 1a der BauGB-Novelle „Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten 

und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts“ heißt es: „Die Notwen-

digkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet 

werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde ge-

legt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und an-

dere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.“ 

In der Begründung zur BauGB-Novelle heißt es: „Es ist … Ziel der Städtebaupolitik des Bun-

des, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden zu stärken. Dabei geht es zum ei-

nen darum, die Neuinanspruchnahme von Flächen auf der „Grünen Wiese“ weitestgehend 

zu vermeiden. Die Innenentwicklung hat zum anderen eine qualitative Dimension, die darauf 

zielt, die Urbanität und Attraktivität von Städten und Gemeinden zu wahren und zu stär-

ken…“ 

In § 2 Raumordnungsgesetz wird zu den Grundsätzen des Raumordnung vorgegeben: „Die 

weitere Zerschneidung der freien Landschaft und von Waldflächen ist dabei so weit wie 

möglich zu vermeiden; die Flächeninanspruchnahme im Freiraum ist zu begrenzen.“ 

Im Entwurf 2013 des neuen Landesentwicklungsplans wird zum Ziel Vorrang der Innenent-

wicklung ausgeführt: „Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung haben Vorrang vor 

der Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich.“  

Zum Grundsatz Wiedernutzung von Brachflächen wird ausgeführt: „Durch Flächenrecycling 

sollen Brachflächen neuen Nutzungen zugeführt werden. Eine Neudarstellung von Siedlungs-

flächen auf Freiflächen soll nur erfolgen, wenn auf der Grundlage des Siedlungsflächenmoni-

torings nachgewiesen wird, dass keine geeigneten Brachflächen zur Verfügung stehen.“ 

Das Ziel Flächensparende Siedlungsentwicklung lautet: „Die flächensparende Siedlungsent-

wicklung folgt dem Leitbild, in Nordrhein-Westfalen das tägliche Wachstum der Siedlungs-

und Verkehrsfläche bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf "Netto-Null" zu reduzieren. 

Im Regionalplan kann der Siedlungsraum zu Lasten des Freiraums nur erweitert werden 

wenn 

− aufgrund der Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung ein Bedarf an zusätzlichen 

Bauflächen nachgewiesen wird und 

− andere planerisch gesicherte aber nicht mehr benötigte Siedlungsflächen gemäß Ziel 

6.1-2 wieder dem Freiraum zugeführt wurden und 

− im bisher festgelegten Siedlungsraum keine andere für die Planung geeignete Fläche 

der Innenentwicklung vorhanden ist und 

− ein Flächentausch nicht möglich ist.“ 

In den Erläuterungen heißt es dazu: „Zu den Maßnahmen der Innenentwicklung zählen die 

Möglichkeiten einer angemessenen Nachverdichtung ebenso wie die der Mobilisierung von 

ungenutzten oder absehbar brachfallenden Grundstücken im Innenbereich. …Brachflächen 

von Industrie und Gewerbe, Militär und Bahn stellen ein erhebliches innerstädtisches Flä-
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chenpotential dar, das es vorrangig auszuschöpfen gilt. Deshalb sollen die bisherigen Bemü-

hungen zur Mobilisierung von Flächenpotentialen im Rahmen der Innenentwicklung und 

zum Abbau von Mobilisierungshemmnissen auf kommunaler Ebene intensiviert werden, um 

eine weitergehende Ausschöpfung der Entwicklungsreserven zu erreichen. Von einer Bebau-

ung soll allerdings dann abgesehen werden, wenn diese Flächen beispielsweise einen beson-

deren Wert für das Wohn- und Arbeitsumfeld, Naherholung, Sport, Freizeit, Stadtklima oder 

Biotop- und Artenschutz haben.“ 

 

3. Wirtschaftsflächen 

2014 wurde von der Essener Wirtschaftsförderung (EWG) ein „Masterplan Industrie“ aufge-

legt, um einen Flächenengpass und neue Gewerbe-/Industrieflächen zu begründen. Dazu 

wurde mit Hilfe der Gutachter Gse/BFR eine manipulierte Argumentationskette zu Wirt-

schaftsflächen entwickelt, die einen Flächenmangel v. a. im Essener Süden behauptet, der 

angeblich ein Comeback der Industrie behindert. In dieser Argumentation werden mit einer 

Vielzahl von Fehlinformationen, Lücken und mit Begriffskosmetik die Realitäten zurechtge-

bogen. 

• Alle thesenbildenden Zahlen des Masterplans sind falsch, die ein Comeback 

der Industrie belegen sollen: Die Industrie wächst nicht in Essen, sondern die 

Zahl der Industriebeschäftigten nimmt ständig ab und betrug 2012 noch 

14.8111, weniger als 5 % der Essener Erwerbstätigen. Das Verarbeitende Ge-

werbe verlor von 2008-2012 2.500 Beschäftigte (11,7 %)2. Der Anteil des Pro-

duzierenden Gewerbes ist nicht „gleichbleibend“, sondern sowohl der Anteil 

der Bruttowertschöpfung wie auch der Erwerbstätigen des Produzierenden 

Gewerbes nehmen Jahr für Jahr ab3.  

• Die Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe wurde 2013 von 

IT.NRW berichtigt, trotzdem legte die EWG noch Ende 2014 dem Rat mit dem 

Masterplan die falschen, um 16 % überhöhten Zahlen vor. Und schließlich sei 

die Industrie der Exportschlager, dabei hat Essen mit 37,0 %4 eine der gerings-

ten Exportquoten des Verarbeitenden Gewerbes im Ruhrgebiet (Mülheim 

53,7 %, Oberhausen 62,6 %). 

• Eine Begriffskosmetik zeigt sich u. a. an der Gleichsetzung von Industrie mit 

dem „Produzierenden Gewerbe“5. Letzteres umfasst neben dem Verarbeiten-

den Gewerbe und dem Baugewerbe aber noch die Energieversorgung, die 

Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallwirtschaft. Vor allem die Energie-

wirtschaft mit fast 9.000 Beschäftigten produziert in Essen aber weder Strom 

noch Gas, sondern ist ein reines Dienstleistungsgeschäft. Die Industrie ist also 

deutlich kleiner als das „Produzierende Gewerbe“. 

                                                           
1 Stadt Essen 2014: Handbuch Wirtschaft der Stadt Essen, S. 18 
2 Bundesagentur für Arbeit 2015: Beschäftigtenstatistik 
3 Statistische Ämter der Länder 2014: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder. Reihe 2, Kreisergeb-

nisse Band 1 
4 IHK Essen 2014: Wirtschaftszahlen 
5 So präsentierte Dr. Düdden dem Bauforum eine Zahl von 47.000 Erwerbstätigen in der Essener Industrie 
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• Interessant ist auch die Umetikettierung von Dienstleistungsbranchen wie Ge-

sundheit, Information und Kommunikation zu „industriellen Leitmärkten“; so 

formuliert die EWG: „Auch in Essen ist die Industrie treibende Kraft für die 

Entwicklung weiterer wichtiger Zukunftsbranchen und neuer Leitmärkte (u. a. 

Gesundheit, Informations- und Kommunikationstechnologien, Kreativwirt-

schaft, Energietechnik und Ressourceneffizienz).“6 Als sei eine kaum vorhan-

dene Medizintechnik in Essen die Ursache für 20.000 Beschäftigte in Praxen 

und Krankenhäusern! 

• Schließlich sind auch die Angaben über Flächenpotenziale mindestens lücken-

haft; so gibt es tatsächlich viel mehr Brachflächen als von GseProjekte und 

BFR7 genannt, auch im Essener Süden, zum Beispiel: leerstehendes IBM-Ge-

lände und Karstadt-Leerstände an der Theodor-Althoff-Straße, Praktiker-Bra-

che und mindergenutzte Hartig-Hallen in Werden, ehem. Scheid’sche Hallen 

an der Ringstraße in Kettwig mit 90 % Leerstand, die ehem. Landespolizei-

schule, das Medion-Gelände mit vielen Brachen, von denen jetzt 3,5 ha für die 

Ansiedlung von Roeser entwickelt werden … 

• Von den 125 ha Brachflächen, die GseProjekte/BFR auflisten, haben angeblich 

die meisten (45 %) „starke Restriktionen“ oder sind ohne Perspektive und 

seien deshalb nur schwer wiederzunutzen. Starke Restriktionen sind für die 

Wirtschaftsförderer nicht nur Altlasten, sondern auch eine mangelnde Ver-

kaufsbereitschaft des Eigentümers, oft aus Spekulationsinteressen.  

• Die Überprüfung dieser Zahlen ist nicht im Einzelnen möglich, deshalb fördert 

die Statistik der Wirtschaftsförderung Metropole Ruhr (wmr), ebenfalls von 

Gse/BFR erstellt, Interessantes zu Tage: Der wmr-Marktbericht 20128 wies in 

Essen 110 ha Flächenpotenziale aus, davon waren 70 % restriktionsfrei! Ein 

Jahr später9 hatten sich im wmr-Marktbericht 2013 die Essener Brachen mit 

schwerwiegenden Restriktionen in der Statistik verdreifacht, von 20 auf 60 ha. 

Im neuen, aktuellen wmr-Marktbericht 2015 hat der Umfang von Potenzialflä-

chen mit schwerwiegenden Restriktionen wieder auf 56 ha abgenommen; Es-

sen hatte 2014 noch 124,2 ha Gewerbepotenziale, eine Abnahme um 7,6 ha 

(5,6 %) gegenüber 2013. Davon waren 56,2 ha restriktionsfrei (45 %); diese 

Potenziale reichen auch ohne Flächenrecycling für über 7 Jahre. Der von der 

EWG behauptete drastische Flächenengpass ist eine maßlose Übertreibung. 

• In dem GSE-Bericht für Essen heißt es auf S. 22: „Der im Vergleich ohnehin 

niedrige Gesamtbestand gewerblich-industrieller Bauflächen hat sich in den 

vergangenen Jahren durch Nutzungsänderungen weiter verringert. Zwischen 

2002 und 2012 wurden in der Stadt Essen rund 88,4 ha an planerisch gesi-

cherten Gewerbe-, Industrie- und gewerblich nutzbaren Sondergebieten zu-

gunsten anderer Nutzungen aufgegeben.“ Die Fakten zeigt dagegen der neue 

                                                           
6 Masterplan Industrie S. 2 
7 GseProjekte und BFR, Essen 2014: Prognose zum Bedarf an wirtschaftlichen Bauflächen für die Stadt Essen. 
8 Wirtschaftsförderung Metropole Ruhr 2012: Gewerbliches Flächenmanagement Ruhr. Marktbericht Oktober 

2012 
9 Wirtschaftsförderung Metropole Ruhr 2013: Gewerbliches Flächenmanagement Ruhr. Marktbericht 2013 
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wmr-Bericht 2015 auf (S. 24/25: Umgewidmete Flächen in der Flächennut-

zungsplanung 2005-2013): In den letzten 8 Jahren wurden in Essen 151,76 ha 

Gewerbliche Bauflächen entwidmet, aber 173,50 ha neu gewidmet; Essen ge-

wann also 21,74 ha Gewerbliche Bauflächen hinzu! Das Beispiel verweist nicht 

nur auf ein Einbahnstraßen-Denken, es zeigt die fehlende Unabhängigkeit der 

Gutachter Gse/BFM, die für den wmr-Bericht sowohl gewidmete wie auch 

entwidmete Flächen für alle Städte richtig angeben, aber für die EWG nur auf 

die Zahlen zu den entwidmeten Flächen verweist! Und diese sind auch noch 

falsch, weil dabei auch Hatzper Str. und Karrenbergsfeld mitgerechnet wur-

den, die im FNP nie Gewerbeflächen waren.  

• Schließlich fehlt im Masterplan jeglicher Hinweis auf mehrgeschossige Bau-

weisen und auf die Perspektive einer interkommunalen Zusammenarbeit, wie 

in der Essener Koalitionsvereinbarung gefordert. Im Denken der EWG zählt 

nur Essen – trotz 1.300 ha Gewerbebrachen im Ruhrgebiet.  

Dieses Zahlenwerk, eine konzertierte Aktion von Wirtschaftsförderern und Planern, präsen-

tiert aber nicht nur fragwürdige Zahlen, sondern auch ein überholtes, weil statisches Den-

ken: Eine hohe Nachfrage expandierender Industriebetriebe verlange nach qualitätsvollen 

Flächen, wir haben nur wenige Brachflächen und nicht im Süden, also müssen wir in die 

Landschaft auf den Ruhrhöhen.  

• Das Wirtschaftsgeschehen ist aber nicht statisch, sondern dynamisch, alle Unter-

nehmen durchlaufen Phasen von Gründung, Wachstum, Blüte und Niedergang. 

 
Quelle: http://www.grc-ub.de/index.php?id=34 

 

• Diese wirtschaftliche Dynamik ist begleitet von Zu- und Abnahmen von Leistung 

und Arbeitsplätzen, steigendem Flächenbedarf und schließlich der Aufgabe von 

Flächen. Essen hat nicht nur wachsende IT-Unternehmen, sondern auch niederge-

hende Wirtschaftszweige und Firmen, und in der Folge entstanden beispielsweise 

die RAG-, IBM-, Karstadt- und Praktiker-Brachen. 

• Wenn man jetzt – wie die EWG – nur die Anfragen expandierender Firmen aus-

wertet, erhält man bestenfalls einen Ausschnitt der wachsenden Unternehmen, 

aber keinen repräsentativen Querschnitt der Industrie. Wenn man dann das Inte-
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resse an Flächen (nach denen nicht nur in Essen gefragt wird) mit einer „Nach-

frage“ (von jährlich 63 ha!) gleichsetzt, ist etwa so seriös wie ein Makler, der Ein-

familienhäuser für 80 % der Stadtbewohner fordert, weil in seiner Befragung von 

Kunden, wie sie gerne wohnen würden, von 80 % der Befragten die Antwort „Ein-

familienhaus“ kommt. Aber so wie nur ein kleiner Teil der Stadtbewohner sich ein 

Einfamilienhaus tatsächlich leisten kann und will, verlagert nur ein Bruchteil der 

Gewerbetreibenden tatsächlich seinen Betrieb – und drei Viertel des Flächenbe-

darfs werden im Bestand (31 von 40 ha jährlich) befriedigt, also z. B. durch Nut-

zung einer größeren leerstehenden Halle. Im Ruhrgebiet werden beim jährlichen 

Gewerbeflächenumschlag von 556 ha nur 14,2 % nicht auf bisherigen Gewerbe-

flächen genutzt. Und schließlich arbeiten von den Essener Beschäftigten nur 

38,7 % in Gewerbe- und Industriegebieten – unsere wissensbasierte Dienstleis-

tungsgesellschaft beansprucht immer weniger Fläche. 

• Eigentlich ist jeder gewerbliche Umzug mit einem Zug beim Schach zu verglei-

chen: Die Dame besetzt nicht nur ein neues Feld, sie hinterlässt auch ein freies 

Feld. Diese einfache Logik gilt offenbar nicht für die städtischen Planer, wenn sie 

immer nur von Flächenbedarf und Flächenbelegung sprechen, aber nie vom Frei-

ziehen. Aktuelles Beispiel IKEA: der Amtsleiter spricht nur von 20 ha Bedarf im 

Krupp-Gürtel (wofür eigentlich? für einen Fachmarkt?), aber niemand erwähnt 

die 3 ha zentrumsnaher Fläche, die IKEA  hinterlässt. Wieviel hundert Büroar-

beitsplätze könnten hier geschaffen werden, vielleicht sogar mehr auf den neuen 

IKEA-Flächen? 

• Wenn – wie in Essen seit Jahren – Beschäftigung und Leistungsanteil der Industrie 

ständig sinken, aber der Flächenbedarf angeblich ständig zunimmt, dann stimmt 

etwas nicht mit der Wiedernutzung brachfallender und untergenutzter Flächen! 

Die leerstehenden, oft „betriebliche Reserveflächen“ genannten Spekulationsbra-

chen sind vielerorts in Essen zu besichtigen, auch im Essener Süden: Theodor-Alt-

hoff-Straße, Am Zehnthof/Schönscheidtstraße, Ruhrtalstraße, Ringstraße… 

Die Koalitionsvereinbarung von SPD und CDU für die Wahlperiode 2014-2020 ist zum Flä-

chenthema eher vorsichtig: „Wirtschaftsförderung … umfasst mehr als bloße Flächenent-

wicklung“, heißt es da. Flächen für die Wirtschaft wollen SPD und CDU „aktivieren sowie für 

die industrielle Produktion, Gewerbe und Industrie vorhalten und entwickeln“. SPD und CDU 

streben ein „modernes Flächenmanagement mit Flächenrecycling an“. Zur Stadtplanung ge-

hören also nach dem Willen der Koalition auch die Aktivierung und das Recycling von Bra-

chen, dem sich die Stadtplaner mit einem modernen Flächenmanagement widmen sollen.  

 

 

4. Wohnbauflächen 

2013 wurde die InWIS-Studie „Wohnungsnachfrageanalyse Essen 2020+“ erarbeitet.  

Zur Bautätigkeit stellt die Studie fest: 
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• Es gibt starke Schwankungen im Geschosswohnungsbau, im Zeitraum 2001-2011 

wurden jährlich zwischen 127 und 932 Wohnungen (WE), in den letzten Jahren 

aber nur ca. 200 WE p. a. fertiggestellt. 

• Ferner wurden im Zeitraum 2001-2011 zwischen 238 und 451 Einfamilienhäuser 

(EFH) erstellt, seit 2009 aber jährlich nur etwa 250 EFH. 

 

• Essen hat mit etwa 0,8 Baufertigstellungen pro 1.000 Einwohner die niedrigste 

Bauintensität in der Region. 

Die Wohnungsnachfrage bis 2025 errechnet InWIS mit 2.532 WE für Ein- und Zweifamilien-

häuser, 2.151 WE für Eigentumswohnungen und 5.907 WE für Mietwohnungen. Diese Nach-

frage übersteigt das tatsächliche Baugeschehen der letzten Jahre erheblich. 

Diese Nachfrage werden die vorhandenen Bauflächenpotenziale für Wohnen gegenüber ge-

stellt: 

− Baulückenpotenziale durch Abriss: ein jährlicher Abriss von 238 WE ergibt bis 2025 

ein Flächenpotenzial von 77,9 ha. Unter der Annahme, dass davon 60 % mit Wohnun-

gen bebaut werden, ergibt dies ein Abrissflächenpotenzial von 46,7 ha, das reicht für 

205 EFH und 2.057 WE. 

− Heutige vorhandene Baulückenpotenziale umfassen Raum für 206 EFH und 991 WE 

im Geschosswohnungsbau, mit Schwerpunkten im Essener Norden. 

− Ferner gibt es Flächenpotenziale im Innenbereich, in Bebauungsplänen und im RFNP 

im Umfang von insgesamt 135 ha für ca. 5.000 WE, davon 2.124 EFH und 2.873 WE 

im Geschosswohnungsbau. Die Schwerpunkte liegen in den zentrumsnahen Bezirken 

I, II und III. 
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− Zusammenfassend stellt InWIS fest, dass in Essen Flächen für 2.535 EFH und 

5.921 WE im Mehrfamilienhausbau bestehen. 

In der Anlage zur Wohnungsnachfrageanalyse listet InWIS 92 Wohnbaupotenziale auf, für 

deren Realisierung 41 Bebauungspläne aufgestellt werden müssen. Warum entwickelt man 

nicht erst diese 92 Flächen des RFNP, von denen ca. 40 erst Bebauungspläne erforderlich 

machen, sondern will sofort die nächsten 23 Flächen mit 54,5 ha umwidmen und entwi-

ckeln? 

Die Gegenüberstellung von Nachfrage und Angebot zeigt, dass es genug Potenziale für Einfa-

milienhäuser gibt, aber laut InWIS fehlen Flächen für etwa 2.137 WE im Geschosswohnungs-

bau. Wenn man – so InWIS - davon ausgeht, dass nur 2/3 der Potenziale ausgeschöpft wer-

den, errechnet sich daraus eine Unterdeckung von etwa 840 EFH und 4.100 WE bis 2025. 

Wenn man allerdings von den Fertigstellungszahlen der letzten Jahre ausgeht, werden in den 

nächsten 10 Jahren bis 2025 Flächen für etwa 2.500 EFH und 2000-3000 WE im Geschoss-

wohnungsbau benötigt. Diese Potenziale für ca. 5.500 WE hat Essen selbst bei einer 2/3 Aus-

schöpfung der vorhandenen Flächenpotenziale! Es gibt also keinen aktuellen Mangel an 

Wohnbauflächen. 

Das Problem einer verstärkten Bautätigkeit auf dem Wohnungsmarkt wird erst deutlich, 

wenn man bedenkt, dass bereits heute Wohnungsüberhänge (Leerstände) von etwa 13.000-

15.000 Wohnungen bestehen. Wenn über 10.000 Wohnungen dazu gebaut, aber im 10-Jah-

res-Zeitraum nur 2.380 Wohnungen abgerissen werden, werden die Wohnungsüberhänge 

auf über 20.000 zunehmen. 

Alle Prognosen von Bund, Land und Wohnungswirtschaft gehen gleichzeitig von einer 

Schrumpfung der Zahl der Haushalte in Essen aus; die Prognosen für 2020 liegen im Korridor 

zwischen 292.700 (BBSR, LEG) und 295.200 (IT.NRW). Bis 2025 wird ein weiterer Rückgang 

der Zahl der Haushalte erwartet, IT.NRW erwartet eine weitere Abnahme um etwa 4.000 

Haushalte. Mit der Abnahme der Zahl der Haushalte werden sich aber die Wohnungsüber-

hänge in Essen vergrößern. 

 

Es macht daher auch beim Wohnungsbau eine rein quantitative Betrachtung wenig Sinn.     

Es ist der Nachkriegswohnungsbau mit Kleinwohnungen der 50er und 60er Jahre, der kaum 

mehr der heutigen Nachfrage entspricht, weil er weder familien- noch seniorengerecht ist. 

Diese Wohnungen in den Kriegszerstörungsgebieten um die Innenstadt und auch an Haupt-

verkehrsstraßen sind besonders von Leerständen betroffen. Nur wenn wir den Bau neuer, 

besserer Wohnungen vorrangig an den Orten des Nachkriegswohnungsbaus im Siedlungs-

/Innenbereich betreiben und dort den Kleinwohnungen der 50er und 60er Jahre ersetzen, 
können wir Qualität und Quantität am Wohnungsmarkt deckungsgleich bekommen. 

Dabei sind einerseits die Essener Wohnungsunternehmen gefragt, die bereits hervorragende 

Beispiele der Quartierserneuerung aufweisen können und ihre Anstrengungen intensivieren 

sollten. Andererseits können wir aber nicht völlig auf die Einzeleigentümer verzichten (in Es-

sen 80 % der Grundeigentümer), sondern sie in die Stadterneuerung einbeziehen (weiteres 

siehe unten).  
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5. Natur und Landschaft 

Essen hat nach dem „Kommunalprofil“ (IT.NRW 2014) bereits 67,7 % Siedlungs- und Ver-

kehrsfläche, davon sind 54,8 % von Gebäuden, Betrieben und Verkehrsflächen genutzt. Die 

Stadt zählt bereits heute zu den am dichtesten bebauten Städten und ist nach Herne die 

Stadt mit dem wenigsten Freiraum (32,3 %) im Ruhrgebiet. 

 

Gerade in Großstädten sind Freiraum, Erholungsflächen und landwirtschaftliche Flächen not-

wendig und stellen wichtige Lebensqualitäten dar. Die vielfältigen Erholungsflächen wie 

Parks, Spazierwege oder Kleingärten werden täglich von der Bevölkerung genutzt, sowohl 

das Pantoffelgrün in Wohnungsnähe wie auch die Landschaftsräume Baldeneysee, Wälder 

und Ruhrhöhen. Die Nähe von Freiraum ist u. a. wertbildend für Wohngrundstücke, und die 

Landwirtschaft hat als Versorger, Landschaftspfleger und Viehhalter seine Daseinsberechti-

gung. Die Landwirtschaft ist in der Metropolregion der größte Flächenverlierer, jedes Jahr 

müssen fast 100 Betriebe aufgeben, und es gehen etwa 1.000 ha Fläche verloren.  

 

Der Landschaftsplan hat einen wichtigen Beitrag dazu geleistet, den Freiraum aufzuwerten 

und für die Erholung attraktiv zu gestalten. Von vielen Maßnahmen haben die Natur und die 

Biodiversität als Lebensgrundlage für den Menschen profitiert. Dies alles hat dazu geführt, 

das Essen als grüne Großstadt wahrgenommen wird. Deshalb ist es erforderlich, die vorhan-

dene Freiraumqualität insbesondere im Essener Süden zu erhalten. Vor diesem Hintergrund 

ist es unverantwortlich, Grünflächen und Freiraum durch neue Bebauung weiter zu reduzie-

ren und damit die Attraktivität Essens als Lebens- und Wohnstandort aufs Spiel zu setzen. 

Wie Umfragen in der Vergangenheit zeigten, wurden insbesondere der Mangel an Spielmög-

lichkeiten für Kinder, fehlende Grünflächen und eine allgemein geringe Attraktivität des 

Wohnumfeldes häufig als wichtige Gründe für einen Wegzug aus Essen genannt. Mit dem 

jetzt aufgelegten Bauflächenprogramm wird ein Gewinnen neuer Einwohner in Essen sehr 

fraglich.  

 

Der RFNP formuliert in Ziel 13: „Wegen ihrer Nutz- und Schutzfunktionen, ihrer Erholungs- 

und Ausgleichsfunktionen und ihrer Funktionen als Lebensräume für Pflanzen und Tiere sind 

die bestehenden Freiräume zu erhalten.“ In Ziel 14 heißt es: „Die Regionalen Grünzüge sind 

als wesentliche Bestandteile des regionalen Freiraumsystems zu sichern, zu erweitern und zu 

vernetzen. Planungen und Maßnahmen, die die Aufgaben und Funktionen der Regionalen 

Grünzüge beeinträchtigen, sind nicht zulässig.“ 
 

Diese verbindlichen Ziele der Regionalplanung werden von den aktuellen Flächenvorschlä-

gen für Wohnen und Gewerbe mit Füßen getreten. Alle 7 gewerblichen Flächenwünsche lie-

gen in Regionalen Grünzügen, und 12 der 23 Flächenvorschläge für Wohnen. Weitere 5 

Wohnbauwünsche liegen im Freiraum, nur 6 Flächen von 23 Wohnbauwünschen liegen im 

Siedlungsbereich. Die Flächenvorschläge liegen überwiegend im Landschaftsraum des Ruhr-

tals zwischen Mülheim und Witten (RFNP-Karte 5) sowie tlw. in der Kernzone der Landwirt-

schaft zwischen Kettwig und Haarzopf (RFNP-Karte 6). Auf 6 Flächen droht ein Verlust von 

Waldfläche, dabei zählt Essen in NRW immer noch zu den waldarmen Kommunen. Der Frei-

raumanteil Essens würde noch einmal um 2 % abnehmen. 
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Mit diesen drohenden Eingriffen in Freiräume wären vielfältige Auswirkungen auf Ökologie 

und Umwelt und letztlich auf die Lebensqualität der Menschen verbunden: 

 

• Die Beeinträchtigung der klimatischen Ausgleichsfunktion von Freiraum 

 

• Eine Beeinträchtigung der Grundwasserneubildung 

 

• Lebensraum für Tiere und Pflanzen geht verloren; bei landwirtschaftlichen Flächen 

(Acker) insbesondere Lebensraum von Offenlandarten 

 

• Die Biotopvernetzung wird verhindert oder gestört 

 

• Das Landschaftsbild wird durch neue Bebauung beeinträchtigt. 
 

Wenn diese Flächenwünsche für Wohnen und Industrie realisiert würden, verlöre die Stadt 

deutlich an Attraktivität als Wohnstandort. Insbesondere der Essener Süden verliert als 

„Grüne Lunge“ von Essen an Attraktivität, wenn mehr Fläche versiegelt und bebaut wird. Mit 

neuer Industrie in den Landschaftsräumen würde es weniger Menschen nach Essen ziehen, 

und weitere Leerstände wären vorprogrammiert. 

Unsere Perspektive kann nicht sein, eine der herausragenden Qualitäten Essens, die Land-

schaft, zu zerstören und Industrieflächen auf den Ruhrhöhen zu bauen. Unsere epochale 

Aufgabe heißt Stadterneuerung im umfassenden Sinn: Neue bedarfsgerechte Wohnungen, 

qualitätsvolle Gewerbestandorte und leistungsfähige Infrastrukturen, aber nicht auf Kosten 

der Landschaft, in der wir leben, sondern durch Innenentwicklung, intelligentere Konzepte 

und die Umnutzung überkommener Strukturen!  

 

6. Das Gegenmodell: Eine Strategie der Innenentwicklung 

 

Was uns fehlt, sind nicht in erster Linie Gewerbeflächen in Regionalen Grünzügen und neue 

Wohnbauflächen im Freiraum, sondern ein qualifiziertes Management der Innenentwick-

lung, die seit 2013 gesetzlich vorgeschrieben ist. Das bedeutet: schnellere Wiedernutzung 

aufgegebener Flächen, Aktivierung von Baulücken und Reserveflächen, Nachverdichtung und 

Aufstockung, Inangriffnahme von Entwicklungs- und Stadtumbaugebieten. Auch InWIS nennt 

auf S. 112 seiner Wohnungsnachfrageanalyse 2020+ für Essen wichtige Einflussfaktoren, wel-

che bei der Gewinnung von Flächenpotenzialen für den Neubau eine Rolle spielen und die 

Ausdehnung in den Freiraum vermindern können, z. B. Umnutzungen, Nachverdichtung oder 

Schaffung von Potenzialflächen durch Stadtumbau. 

Es gibt eine ganze Reihe von Akteuren in Essen, die über Flächen verfügen und einen Beitrag 

für eine qualifizierte Innenentwicklung leisten können: 

o Die Stadt Essen mit aufgegebenen Infrastrukturen und Schrottimmobilien, 

die jetzt abgerissen und konsequent vermarktet werden sollen 
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o Wohnungsunternehmen mit tlw. nicht mehr nachfragegerechten Woh-

nungsbeständen, die ihre Siedlungen erneuern und qualifizieren wollen 

o Nichtstädtische Träger wie die Kirchen, die Einrichtungen aufgeben und 

gute Nachnutzer suchen 

o Infrastrukturträger wie die Bahn, die nicht mehr benötigte Flächen ver-

markten wollen 

o Großeigentümer, die tlw. seit Jahrzehnten Brachflächen als betriebliche 

Reserveflächen vorhalten, ohne sie zu benötigen (Buchwert-Problem) 

o Eigentümer von brachgefallenen Gewerbeflächen, die statt auf eine Um-

nutzung zu spekulieren lieber einer zügigen Wiedernutzung zustimmen. 

Wir sollten die Politik des Laissez-faire, der unkoordinierten Reserveflächenhaltung und Bo-

denspekulation, des Verzichts auf die Instrumente des besonderen Städtebaurechts und an-

dere Fehlentwicklungen nicht weiter tatenlos zulassen, sondern eine aktive Innenentwick-

lung betreiben. An wichtigen Stellen für die Stadtentwicklung sollten wir die (harten) gesetz-

lichen Möglichkeiten von Sanierungs- und Entwicklungsgebieten zumindest mitdenken, um 

in Verhandlungen mit den Grundeigentümern dem öffentlichen Wohl zum Erfolg zu verhel-

fen. Und wir sollten die guten Erfahrungen, die wir mit gebietsbezogenen Entwicklungsge-

sellschaften (z. B. Univiertel) gewonnen haben, auf die Stadterneuerung an geeigneten Or-

ten übertragen, z. B. in benachteiligten Quartieren mit Leerständen und vielen Einzeleigentü-

mern, wo eigentlich ein gutes Lagepotenzial einen Erfolg bei einer umfassenden Stadterneu-

erung verspricht. 

Ein qualifiziertes Management der Innenentwicklung könnte durch eine Zielvereinbarung zur 

Flächenpolitik mit wesentlichen örtlichen Akteuren geleitet werden, um in Gesprächen mit 

den örtlichen Akteuren verbindliche mittelfristige Ziele festzulegen, Restriktionen zu über-

winden und Vereinbarungen zu treffen. Der Flächenbedarf kann nicht durch einen Baustein 

allein, sondern nur durch ein koordiniertes Vorgehen verschiedener Flächenakteure auf ver-

schiedenen Wegen gedeckt werden. Eine solche Zielvereinbarung (x ha, y Wohnungen in 10 

Jahren) sollte von der Stadtverwaltung mit den wesentliche Akteuren geschlossen und vom 

Rat ratifiziert werden, zur Umsetzung wird dem Rat jährlich über die Fortschritte berichtet 

(Monitoring). 

 




